
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten MMag. DDr. Hubert Fuchs, Erwin Angerer, Mag. Gerhard Kaniak 
und weiterer Abgeordneter 
betreffend Aussetzung der EU-Beiträge Österreichs bis zur Bewältigung der 
"Corona-Krise" 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 1: Bericht des Budgetausschusses über den Antrag 
(396/A) der Abgeordneten August Wöginger, Sigrid Maurer, BA, Kolleginnen und Kollegen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über die Errichtung des COVID-19-
Krisenbewältigungsfonds (COVID-19-FondsG) und ein Bundesgesetz betreffend vorläufige 
Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19-
Maßnahmengesetz) erlassen sowie das Gesetzliche Budgetprovisorium 2020, das 
Bundesfinanzrahmengesetz 2019 bis 2022, das Bundesgesetz über die Einrichtung einer 
Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes, das Arbeitsmarktpolitik­
Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz und das Arbeitsvertragsrechts­
Anpassungsgesetz geändert werden (COVID-19 Gesetz) (102 d.B.) in der 16. Sitzung des 
Nationalrates am 15.03.2020 

Die Ausbreitung des Coronavirus zeitigt enorme negative Auswirkungen auf die 
heimische Wirtschaft und dabei insbesondere auf die kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) sowie auf die Ein-Personen-Unternehmen (EPU) quer durch alle 
Branchen. 
Die drastischen Einschränkungen des öffentlichen Lebens aufgrund des Coronavirus 
in Österreich stellen viele Kleinstunternehmer sowie kleine und mittlere Unternehmen 
vor existenzielle Probleme infolge von Umsatzeinbußen und Nachfragerückgängen. 
Hier bedarf es einer dringenden Unterstützung der betroffenen Unternehmen. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie Österreich die exorbitanten Mittel zur 
Bewältigung dieser Herausforderung aufbringen kann. Ein Beitrag der EU wäre -
abgesehen von den bisherigen Zusagen, die eher symbolischen Charakter haben -
angezeigt. Daher sollten die EU-Beiträge bis zur Bewältigung der "Corona-Krise" 
ausgesetzt werden. 

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der dargelegten Fakten und damit im Sinne der 
notwendigen Unterstützung der heimischen Unternehmen stellen die unterfertigten 
Abgeordneten daher nachstehenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung werden aufgefordert, sich auf 
Europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass die EU-Beiträge Österreichs bis zur 
Bewältigung der "Corona-Krise" ausgesetzt werden können. " 
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